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SJNÖ und die EU: Zurück zu Schlögl?

Auf der letzten Landeskonferenz hat die SJ Niederösterreich beschlossen, in der EU-Frage eine
Kehrtwende um 180° vorzunehmen. Lehnte sie bislang die EU-Mitgliedschaft Österreichs und
die EU selbst als imperialistisches Bündnis des europäischen Großkapitals ab, so lautet die
nunmehrige Beschlusslage: Nein zum EU-Austritt.

Hier handelt es sich nicht nur um einen kleinen Rechtsschwenk, sondern um die komplette
Unterordnung unter kapitalistische Interessen. Die EU ist ein Projekt der Bourgeoisie, um
imperialistische Potenzen zu bündeln, um die abhängigen Länder in Lateinamerika, Asien und
Afrika gemeinsam effizienter auszubeuten, um als Militärblock gegen die USA im imperialistischen
Konkurrenzkampf zu reüssieren, um die eigene Bevölkerung mit undemokratischen Instrumenten
zu entmündigen sowie sie sozial verstärkt zu bedrücken. Die EU ist ein Instrument des so
genannten „Neoliberalismus”. Und sie ist ein gemeinsames Instrument der imperialistischen
Staaten Europas, um den Emanzipationskampf der werktätigen Menschen, den Kampf für den
Sozialismus zu unterdrücken. Dass diese marxistische Analyse der SJNÖ nun abhanden
gekommen ist, wirft kein gutes Licht auf die marxistische Bildungsarbeit der SJNÖ. Die SJNÖ
sagt jetzt also de facto „Ja” zu Imperialismus, Militarismus und Neokolonialismus…

Aus den oben genannten Gründen waren die linken Teile der Sozialistischen Jugend 1995 und
davor gegen einen EU-Beitritt Österreichs. Seit dem Beitritt haben sich die Gründe, aus denen
die Linken damals gegen die EU-Mitgliedschaft waren, keineswegs in Luft aufgelöst – im
Gegenteil: diese Probleme haben sich verschärft, dafür stehen Sozialabbau, Privatisierungspolitik,
Entdemokratisierung, Aufrüstung und Militarisierung, wie dies seither

Terminvorschau:

1. - 4. November 2007: Stamokap-Herbstschule in Rotheau

Alle Informationen zur Stamokap-Strömung in der
Sozialistischen Jugend findest du unter

www.stamokap.org

Die schrittweise Zurückdrängung der Linken in der SPÖ hatte natürlicherweise auch ihren
programmatischen Niederschlag. Galt die Sozialistische Partei Österreichs 1947 noch  als
„Kämpfer für eine sozialistische Gesellschaftsordnung”8 sprach man in der Öffentlichkeit
seither viel lieber von „sozialer Demokratie”.

Waren Kreisky und Sinowatz noch Bundesparteivorsitzende die sich – zumindest theoretisch
– dem demokratischen Sozialismus verschrieben hatten, kam mit Franz Vranitzky ein
Parteivorsitzender an die Macht der von derartigen Dogmen nichts mehr wissen wollte.
Bezeichnenderweise schreibt er in seinem Aufsatz zur Programmdiskussion: „Karl Marx und
der Marxismus als theoretische Grundlage sind – [...] - diskreditiert, zurück bleibt vielfach
Ratlosigkeit”9

Diese Ratlosigkeit drückt sich offensichtlich im bis heute gültigen Parteiprogramm von 1998
aus. Kein Wort mehr von dem Ziel einer sozialistischen Gesellschaft. Statt Marx kommt
Markt in die Sozialdemokratie. Hoch lebe das „sozialdemokratische[s] Wirtschaftsmodell
der solidarischen Leistungsgesellschaft”10!

Der ehemalige „SJ-Austromarxist” Gusenbauer und jetzige Parteivorsitzende tritt in die
Fußstapfen seiner Manager-Vorgänger Vranitzky und Klima und setzt mit seiner Vorstellung
der „solidarischen Hochleistungsgesellschaft” noch etwas drauf. Was von den alten SJ-Zeiten
blieb sind nur die alten SJ-Freunde in seinem Büro und auf der Regierungsbank.
Die SPÖ scheint ihren seit vielen Jahren eingeschlagenen Weg munter weiterzumarschieren.
Wem soll es jetzt noch gelingen den Kurs zu ändern?

1lateinisch: „Wo gehst du hin, SPÖ?”
2Konecny, Albrecht K. (Hg.). Modelle für die Zukunft. Die österreichische Sozialdemokratie und
ihre Programme, Wien 1993, S. 21
3a.a.O, S. 21f
4Sozialdemokratische Arbeiterpartei (bis 1934)
5a.a.O, S. 40
6Dimitroff, Ausgewählte Schriften, Berlin 1958, Bd. 2, S. 463 ff.
7http://www.sjnoe.at/content/content.php?ID=493
8Aktionsprogramm, beschlossen auf dem Parteitag Wien, 23. bis 26. Oktober 1947; siehe:
Konecny, Albrecht K. (Hg.). Modelle für die Zukunft. Die österreichische Sozialdemokratie und
ihre Programme, Wien 1993, S. 86
9Vranitzky, Franz. Eine neue Orientierung für die Sozialdemokratie. in: Konecny, Albrecht K.
(Hg.). Modelle für die Zukunft. Die österreichische Sozialdemokratie und ihre Programme,
Wien 1993, S.186
10http://www.spoe.at/bilder/d251/spoe_partei_programm.pdf
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betrieben wird. Es gibt keinen einzigen Grund, warum die
Position der SJ-Linken von 1995 heute nicht mehr gültig sein
sollte – eine linke, marxistische und pro-sozialistische
Positionierung verlangt weiterhin die Nicht-Mitgliedschaft
Österreichs im imperialistischen Bündnis der europäischen
Konzerne, Banken und Militärs. Wer diese Position
überwinden will, wer die EU-Mitgliedschaft Österreichs
befürwortet, steht eben auf der Seite des Kapitals, des
Militarismus und der Konterrevolution.

Der – auch in seinem formellen Zustandekommen – sehr
fragliche Beschluss der letzten Landeskonferenz der SJNÖ
hat deren Glaubwürdigkeit als linke Landesorganisation
massiv erschüttert, ganz abgesehen davon, dass sie mit
diesem Beschluss offen erklärt, dass sie bisher nicht nur ein
wenig, sondern komplett falsch gelegen wäre – was für sich
ja schon bemerkenswert ist. Sie ist damit nun wieder bei einer Position des ehemaligen
SJNÖ-Vorsitzenden und SPÖ-Rechtsaußen Karl Schlögl angelangt. Mit Schaudern kann schon
auf die nächste Landeskonferenz der SJNÖ gewartet werden, denn wenn diese Rechtstendenz
fortgesetzt wird, dann gibt es demnächst vermutlich schon Anträge wie „Wir brauchen mehr
Eurofighter!”, „Kapitalismus finde ich echt fett!” oder „Nein zum Asylmissbrauch!”… – Die
weitere Rechtsentwicklung muss gestoppt und umgekehrt werden, wenn das Wort
„sozialistisch” im Namen SJ nicht zum reinen Etikettenschwindel werden soll.

Wir vergessen nicht - Gerechtigkeit für Serbien!

Über ein Jahr lang wurde in Wien zwischen Serben und Kosovo-Albanern der zukünftige
Status des Kosovo unter der Leitung von Marti Ahtisaari und Albert Rohan verhandelt . Der

Kosovo war eine autonome Provinz innerhalb der
Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawiens,
eine Provinz der späteren Bundesrepublik
Jugoslawien und nun eine Provinz Serbiens. Eines
war der Kosovo jedoch seit Ende des 1. Weltkrieges
mit Unterbrechung der Jahre 1941-45  immer: ein
staatsrechtlich integraler Bestandteil Serbiens.

Seit der NATO-Agression gegen die Bundesrepublik
Jugoslawien 1999 steht der Kosovo im zivilen

Bereich unter der Verwaltung der Vereinten Nationen, militärisch und politisch ist er nichts
weiter als ein NATO-Protektorat.
Bis auf ein paar serbische Exklaven (z.B. Kosovska Mitrovica) ist der Kosovo oder Kosmet
(Kosovo und Methojia), nicht zuletzt aufgrund der ethnischen Vertreibungen der serbischen
Minderheit nach 1999, mehrheitlich albanisch bewohnt. Es haben aber auch alle anderen
nicht-albanischen Minderheiten , so z.B. Roma, Juden und Goraner (Serbisch sprechende
Muslime) unter der Repression der Behörden in Pristina zu leiden. Dies führte und führt

Als 1914 der Erste Weltkrieg ausbrach schloss sich die Mehrheit der SDAP4 der sogenannten
Burgfriedenspolitik an. Trotz ihres vor dem Krieg feierlich verkündeten Internationalismus
unterstützte die österreichische Sozialdemokratie den imperialistischen Weltkrieg und legte
den Klassenkampf für die Zeit des Krieges beiseite. Nach der Niederlage Österreich-Ungarns
und der damit verbundenen revolutionären Situation wurde der 1914 begangene Verrat an der
Arbeiterbewegung jedoch nicht wieder gut gemacht. Als revolutionäre Arbeiter in Wien 1919
eine Rätedemokratie aufbauen wollten, um in Verbindung mit den Räterepubliken in Ungarn
und Bayern dem Sozialismus weltweit zum Sieg zu verhelfen, wurden diese „kommunistischen
Umsturzversuche” von Seiten der braven Sozialdemokratie verhindert, da man den Sozialismus
ja auf parlamentarischem Weg erreichen wollte. „Otto Bauer bezeichnete immer wieder die zur
absoluten Mehrheit fehlenden 300.000 Stimmen als das Nahziel, nach dessen Erreichung mit
der Verwirklichung des Sozialismus begonnen werden könne.”5

Es wird vorgegeben, das Proletariat käme im Rahmen der bürgerlichen Demokratie zur Macht
und könnte sodann die kapitalistische Gesellschaft in eine sozialistische transformieren, was
voll und ganz den Erkenntnissen Marx, Engels und Lenins widerspricht.

Dem Austromarxismus gelang es später durch die Verbindung von radikalen Phrasen und
reformistischer Realpolitik die Masse der Arbeiterschaft in der SDAP zu sammeln. Die KPÖ
versank somit in der Bedeutungslosigkeit, wo sie sich bis heute befindet. Dennoch lehrt uns die
Geschichte des Bürgerkriegs in Österreich, wie falsch das Konzept des Austromarxismus war
und in welche Sackgasse uns diese Theorie bis heute führt.
Der Austrofaschismus hatte durch das ständige Zurückweichen der sozialdemokratischen
Führung das Parlament ausgeschaltet und durch Waffendurchsuchungen in Arbeiterheimen die
Arbeiterschaft zum Handeln gezwungen. Unvorbereitet und gegen den Willen der feinen
sozialdemokratischen Führer hatten sich die Arbeiter gegen den Faschismus zur Wehr gesetzt.
Der Aufstand musste scheitern, denn mit Stimmzettel lässt sich eben kein Krieg gewinnen.
Georgi Dimitroff bringt es 1934 bei einer Rede vor österreichischen Schutzbündlern auf den
Punkt: “Was kam, war das Ergebnis des Verrats, war die Folge der sozialdemokratischen Politik.
Damals hat die sozialdemokratische Führung gepredigt: ‘Auf friedlichem Wege kommen wir am
sichersten zum Sozialismus... Jetzt haben wir schon die Gemeinden in unseren Händen, morgen
werden wir die Regierung leiten. Schon haben wir 40 Prozent der Stimmen, morgen bekommen
wir 50 Prozent, und wenn wir 51 Prozent haben, sind wir die Mehrheit und - der Sozialismus ist
da!’ Wo dieser ‚friedliche Weg’ eingeschlagen wurde, dieser scheinbar billigere Weg, der scheinbar
weniger Opfer, Blut und Leiden kostete, dort regieren heute die Herren Dollfuß und Fey, Hitler
und Göring.”6

Während des Zweiten Weltkriegs schlossen sich zahlreiche SozialdemokratInnen dem Widerstand
an und knüpften somit auch wieder Kontakte zu den österreichischen KommunistInnen. Daraus
ergab sich, dass nach 1945 innerhalb der Sozialdemokratie die Linke („Revolutionäre Sozialisten”)
durchaus Bedeutung hatte. Doch dies währte nicht allzu lange. Der spätere Kommunist Erwin
Scharf, damals Vertreter der Revolutionären SozialistInnen im Parteivorstand, Zentralsekretär
der Partei und Nationalrat wurde aus der Partei ausgeschlossen. „Scharfs Verbrechen war,
dass er eine Aktionsgemeinschaft mit den KommunistInnen einforderte, während die
Parteiführung auf die große Koalition setzte. Eine tragische Rolle spielte Hilde Krones,
Abgeordnete zum Nationalrat und Funktionärin der Frauenorganisation. Gegen Hilde Krones
wurde vom Parteivorstand, angeführt vom damaligen Innenminister Oskar Helmer, eine wilde
Hetze betrieben. Auch ihr wurde die ideologische Nähe zur KP vorgeworfen. Hilde Krones hat
aus Verzweiflung 1948 Selbstmord begangen.”7
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Umso wichtiger ist es, die Gefahr einer endgültigen Herauslösung des Kosovos zu
berücksichtigen. Dies würde einerseits weiteren nationalistischen Gruppierungen in der Region
erheblichen Auftrieb verschaffen. Die mazedonische Staatlichkeit könnte wieder, wie bereits
2001/02, von albanischen Separatisten in Frage gestellt werden.  Andererseits bedeutet
das eine noch stärkere ökonomische und soziale Abhängigkeit dieser Region von
westeuropäischem Monopolkapital und Militärmacht.
Was vor 8 Jahren mit einem Terror-Bombardement der NATO und einiger EU-Länder versucht
wurde, soll nun durch diplomatischen Druck und einer ökonomischen „Zuckerbrot und
Peitsche”- Strategie gegenüber Serbien endgültig erreicht werden: Die Abtrennung des
Kosovo, die im Grunde nichts als eine rigorose Landnahme des Imperialismus darstellt.

Als Sozialistische Jugend müssen wir daher konsequent für die Verteidigung des
internationalen Völkerrechts eintreten und somit auch in der Frage des Kosovo innerhalb
und außerhalb der SPÖ für die Position Serbiens Stellung beziehen.

Wir sagen:

Respekt vor der staatlichen Souveränität Serbiens!
Ne damo Kosovo! Smrt NATO, smrt Imperializmu!
Sloboda!

Daher haben bereits G.W. Bush und die deutsche Bundeskanzlerin Merkel angekündigt, auch
ohne UN-Sicherheitsratsbeschluss den Kosovo bilateral als eigenen Staat anzuerkennen.
Ähnliche Töne hat man in den letzten Wochen auch von der österreichischen Außenministerin
Plassnik vernommen. Diese bedrohliche Anerkennungspolitik steht  in einer unrühmlichen
Tradition von VP Außenministern (wie Alois Mock).  Die Erfahrung der 90er Jahre zeigen,
dass solch einseitige und vorschnelle Maßnahmen maßgeblich zur Verschärfung, Eskalation
und Gewalt beigetragen haben und auch wieder beitragen können. Hier gilt: Es gibt ein
Völkerrecht und das muss für alle verbindlich sein! Ein Herauslösen des Kosovo würde
einem Verlust von 15% des staatlichen Territoriums Serbiens gleichkommen.

Totgesagte leben länger

Über ein Jahr ist es nun her, dass Comandante
en Jefe Fidel Castro Ruz seine Amtsgeschäfte
krankheitsbedingt vorübergehend an seinen
Bruder Raúl Castro übergeben musste. Was hat
sich seitdem geändert und wie bewerten die
KubanerInnen diese Änderungen.
Ein Bericht aus dem Landesinneren, nach 6
monatigem Aufenthalt in Havanna.

Es gibt viele Probleme in Kuba. Darüber sind sich alle einig. Vor allem der öffentliche Verkehr,
die Wohnraumsituation und die Zwei-Währungswirtschaft, um nur einige zu nennen, machen
vielen KubanerInnen zu schaffen. Dass die Regierung diese Probleme bereits erkannt hat und
an einer Lösung arbeitet kann man in den Nachrichten sehen, wo über Missstände und deren
Behebung regelmäßig berichtet wird. Es wird offen von den Menschen in den Straßen und in
den Medien diskutiert, aber allen ist auch klar, dass es Kuba derzeit an Geld fehlt. Dies ist
einerseits auf die fehlende Industrie und andererseits und hauptsächlich natürlich auf den
Handelsboykott der USA zurückzuführen, der mittlerweile seit 1960 den  Handel mit Kuba vor
allem im Bereich von Medikamenten und industriellen Ersatzteilen nicht nur mit ihnen, sondern
auch mit allen wichtigen HandelspartnerInnen der USA verhindert. Auch die EU hat in den
letzten Jahren ihre Anti-Kuba Politik mit fadenscheinigen Argumenten intensiviert und verstärkt
die wirtschaftlichen Probleme damit umso mehr. Trotzdem, oder gerade deswegen stehen die
Mehrheit der Bevölkerung – auch unter der Jugend - zu ihrem Land und dessen System. Ihnen
ist bewusst, dass der Aufbau des Sozialismus mit vielen Hürden, Problemen und Rückschlägen
verbunden ist, aber dass es sich lohnt dafür zu arbeiten. Der Vergleich macht sie sicher, denn
in wirtschaftlich und geographisch ähnlichen, allerdings kapitalistischen Ländern gibt es in den
dortigen Slums eine hohe Analphabetenrate, Hungersnöte und Epidemien aufgrund der
schlechten medizinischen Versorgung. So etwas gibt es in Kuba alles nicht. Bildung und
medizinische Versorgung ist weiterhin gratis und es gibt viele Vergünstigungen im sozialen
und privaten Bereich um ein abwechslungsreiches Leben auf gewissem Niveau führen zu können.
Durch die Hilfe Venezuelas, Boliviens und Ecuadors, die sowohl politischen Rückhalt bieten,
als auch Rohstoffe, wie Erdöl liefern und mit China als Zulieferer vor allem von
Elektronikprodukten hat die rote Insel in den letzten Jahren wieder starke Partner gefunden
und kann so ihre Wirtschaft stärken und den Menschen kleinere Perspektiven für die Zukunft
bieten. Das dies vor allem der jungen Generation aber noch nicht genug ist, haben auch die
kubanischen PolitikerInnen, allen voran Raúl Castro als derzeitiger Leiter der Staatsgeschäfte
erkannt. Er betont immer wieder, dass vor allem die Jugend gefördert und unterstützt werden
muss und arbeitet an einer Lösung für diese Probleme.
Seit Fidel nicht mehr die Geschäfte führt hat sich viel und auch nichts verändert. Raúl Castro
leitet eher im Hintergrund die Geschäfte – er ist nicht der große Volksredner, wie sein Bruder –
und hat den MinisterInnen, die bisher eher unbedeutende Rollen im politischen System Kubas
spielten, mehr Kompetenzen zugestanden. Diese neue Kompetenz- und Machtteilung findet
auch unter der Bevölkerung großen Zuspruch. Die Reformen gehen voran, je nachdem wie viel
Geld gerade zur Verfügung steht, aber das System bleibt! Das sehen auch die meistern
KubanerInnen so, wenn man mit ihnen spricht, auch wenn sie natürlich viel zu kritisieren
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haben. Natürlich brauchen sie auch
weiterhin unsere Unterstützung
sowohl politisch, als auch finanziell um
das Projekt sozialistisches Kuba auch
weiterhin aufbauen und
weiterentwickeln zu können und wir
müssen sowohl als Sozialistische
Jugend als auch als Privatpersonen
unsere Solidarität mit der roten Insel
aktiv zum Ausdruck bringen.

Mehr über Kuba, unsere Erfahrungen und Berichte, nach unserem 6 monatigem
Studienaufenthalt in Havanna mit Bildern könnt ihr erfahren, wenn ihr uns zu einem
Gruppenabend oder Vortrag einlädt. Wir sind gerne bereit euch zu besuchen und können
unser Programm auf eure Wünsche und Vorstellungen anpassen. Von Alltag und Studium in
Havanna über kubanische Geschichte und Kultur bis zur politischen Situation können wir
euch ein individuelles Programm zusammenstellen. Meldet euch einfach bei uns unter:
nelli.berger@reflex.at, oder michael.woegerer@gmx.at

Weiter Infos zu unserem Auslandssemester in Havanna unter
 www.aufnachhavanna.at .

SPÖ - Kurswechsel?
„Quo Vadis, SPÖ?”1, diese Frage wird meist gestellt, wenn linke Gruppierungen innerhalb
der SPÖ über die bisherigen Fehlleistungen ihrer Partei herziehen und einen Kurswechsel
nach links fordern.
In diesen oder ähnlichen Diskussionen wird dann gerne die Geschichte der
Sozialdemokratischen Partei Österreichs heraufbeschworen und die guten alten Zeiten
herbeigesehnt. Bevor wir über die Zukunft der SPÖ zu sprechen kommen, müssen wir vorerst
jedoch die Vergangenheit kritisch unter die Lupe nehmen.

Es ist nicht zu leugnen, dass die SPÖ einst eine marxistische Partei war, deren erklärtes Ziel
der Aufbau des Sozialismus war. Victor Adler, der vor 155 Jahren das Licht der kapitalistischen
Welt erblickte, gelang am Hainfelder Parteitag 1888/89 die Einigung von gemäßigten und
radikalen Sozialisten. In der Hainfelder Prinzipienerklärung wurde „der Übergang der
Arbeitsmittel in der gemeinschaftlichen Besitz der Gesamtheit des arbeitenden Volkes”2

gefordert, dazu war es notwendig „das Proletariat politisch zu organisieren, es mit dem
Bewußtsein seiner Lage und seiner
Aufgabe zu erfüllen, es geistig und physisch kampffähig zu machen und zu erhalten”3.

Anfang des 19. Jahrhunderts entwickelte sich die Sozialdemokratie zu einer organisierten
Massenpartei, die sich dem parlamentarischen Weg verschrieben hatte.

Nun möchte die Mehrheit der kosovo-albanischen Führung, bestärkt durch die NATO-Präsenz,
die völlige Loslösung des Kosovos von Serbien und die vollkommene Eigenstaatlichkeit.
Die Triebkräfte dieser reaktionären Kleinstaaterei sind einerseits der (west)europäische und
US-amerikanische Imperialismus, dem es von Anfang an um die Zerschlagung des stark autarken
Marktes dieser Balkanregion gegangen ist und damit verbunden die Stärkung nationalistischer
Bewegungen, wie z.B. der albanischen Terrororganisation UCK. Dieses Konzept bewährte sich
bereits bei der Sezession Sloweniens, Kroatiens und Bosniens („Anerkennungspolitik”
Österreichs und Deutschlands 1992-1992).
Andererseits passt die Aufsplitterung des ehemaliges Jugoslawiens perfekt in die EU
Südosterweiterungs-Strategie.

Der Anspruch auf Eigenstaatlichkeit wurde von kosovo-albanischer Seite bereits das erste Mal
1981 erhoben, kurioserweise, nachdem die neue jugoslawische Verfassung von 1974 dem
Kosovo den Status „Autonome Provinz” innerhalb Serbiens verlieh. Das bedeutete für die
Albaner im Kosovo eine eigene Verwaltung, mehr finanzielle Subventionen aus den nördlichen
Republiken, eigene Universitäten und Albanisch als Verkehrssprache. Das Ziel eines „Groß-
Albaniens” (Vereinigung Kosovos, Albaniens, des Nordens Mazedoniens, des Sandschak) auf
ethnisch reiner Basis, tat diese Verfassung jedoch keinen Abbruch.

Für die Ethnisierung sozialer und ökonomischer Probleme traten seit den 80er Jahren in allen
südslawischen Teilrepubliken und Regionen nationalistisch argumentierende Protagonisten
auf. Außer Streit steht, dass der Jugoslawienkonflikt ohne innere Widersprüche nicht erklärbar
ist. Zur blutigen Katastrophe spitzte sich die Auseinandersetzung aber erst durch die einseitige
Parteinahme führender westlicher Länder (wie Deutschland und auch Österreich) in dem sie
durch bilaterale Anerkennung Sloweniens und Kroatiens den Zerfall Jugoslawiens vorantrieben.
Diese einseitige Anerkennungspolitik war Katalysator für die „Ethnisierung” des Konfliktes
und dadurch wesentlich für die blutige Eskalation und die politische und menschliche Tragödie
verantwortlich! Die einseitige Schuldzuweisung für die Vorkommnisse  gegenüber der serbischen
Bevölkerung ist daher vor den historischen Fakten nicht haltbar.
Der Höhepunkt dieser Aggression gegen (Rest-)Jugoslawien war das Diktat von Rambouillet,
das 78-tägige Terror-Bombardement der NATO-Allianz, die Bodenoffensive der UCK im Kosovo
und der Einmarsch der Bodentruppen im Kosmet. Seit dem Waffenstillstandsabkommen
zwischen der NATO und Jugoslawien in Kumanovo im Juni 1999 wurden 150 000 Serben,
70 000 Roma, Türken und Juden aus ihrer Heimat, dem Kosovo, vertrieben. Hunderte
serbisch-orthodoxe Kirchen und Kunstdenkmäler wurden gesprengt. Alles unter der
Schirmherrschaft der NATO.
Inzwischen konnten sich europäische Monopolkonzerne die reichen Erzvorkommen des Kosovos
(„Trepca-Mine”) und die künftige Strecke einer transnationalen Pipeline vom Kaspischen Meer
zur Adria („Balkanroute”) sichern um nicht von Russland als Transitland abhängig zu sein.

Marti Atisari hat nun seinen Vorschlag zum zukünftigen Status des Kosovo dem UN-
Sicherheitsrat dargelegt: Kosovo soll die Eigenstaatlichkeit erhalten, jedoch unter weiterer
NATO/EU- Militärpräsenz. Sämtliche Interessen der Serben im Kosovo, z.B. Minderheitenschutz
etc. wurden nicht berücksichtigt. Russland wird daher mit großer Wahrscheinlichkeit ein Veto
im UN-Sicherheitsrat einlegen. Somit wäre der Artisari-Plan gescheitert.

auch bei diesen Volksgruppen zu einem Exodus in Richtung Zentralserbien und die
Nachbarstaaten.
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